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Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 154. Sitzung am 
19. April 1961 beschlossene Gesetz zur Änderung des Bundes- 
fernstraßengesetzes — Drucksachen 2159, 2613 — wird nach 
Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse ge- 
ändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag 
über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 9. Juni 1961 


Der Vermittlungsausschuß 
Dr. Zinn Dr. Schäfer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Änderungen des Gesetzes 
zur Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 


1. Artikel 1 Nr. 4 (§ 5 a) 

a) § 5 a Abs. 2 

In § 5 a Abs. 2 werden nach den Worten 
„gewährt der Bund" die Worte „im Einver- 
nehmen mit dem beteiligten Land" eingefügt. 

b) § 5 a Abs. 3 

In § 5 a Abs. 3 werden das Wort „erhebliches" 
und die Worte „und sich auch das Land an 
den Kosten »beteiligt" gestrichen. 

2. Artikel 1 Nr. 17 

Artikel 1 Nr. 17 wird wie folgt gefaßt: 

,17. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 sowie in den Absät- 
zen 2 und 3 wird jeweils „§ 17" durch 
„§ 18 Abs. 5" ersetzt; 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Im übrigen gelten die für die 
öffentlichen Straßen geltenden Enteig- 
nungsgesetze der Länder."' 


3. Artikel 3 

Artikel 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Artikel 3 

(1) Der Bund ist Träger der Straßenbaulast 
für Brücken im Zuge von Bundesfernstraßen über 
Gewässern im Rahmen des § 5 Abs. 3 des Bun- 
desfernstraßengesetzes auch dann, wenn die 
Baulast bei Inkrafttreten dieses Gesetzes anderen 
Gebietskörperschaften, gemeindlichen Zweckver- 
bänden oder Wasser- und Bodenverbänden ob- 
lag. Dies gilt nicht für Brücken innerhalb der 
geschlossenen Ortslage (§ 5 Abs. 4 Satz 2 und 3 
des Bundesfernstraßengesetzes) in Gemeinden, 
die bei der Volkszählung am 13. September 1950 
mehr als 50 000 Einwohner hatten. 

(2) Die mit der Brückenbaulast zusammen- 
hängenden Ansprüche der bisherigen Baulast- 
träger gegen Dritte gehen auf den Bund über." 
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